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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
JEAN MISCHO

vom 30. November 1988 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Am 30. Oktober 1986 erließ der General­
sekretär des Europäischen Parlaments als
Anstellungsbehörde drei Verfügungen über
die Beförderung von neun Beamten nach
Besoldungsgruppe A 4. Der Kläger, Beam­
ter der Besoldungsgruppe A 5 des Parla­
ments, beantragt die Aufhebung dieser Ver­
fügungen mit der Begründung, sie seien un­
ter Verstoß gegen das Statut der Beamten
der Europäischen Gemeinschaften und ins­
besondere dessen Artikel 45 ergangen, wo
bestimmt sei:

„Die Beförderung wird ausschließlich auf­
grund einer Auslese unter den Beamten vor­
genommen, die in ihrer Besoldungsgruppe
eine Mindestdienstzeit abgeleistet haben; die
Auslese erfolgt nach Abwägung der Ver­
dienste der Beamten, die für die Beförde­
rung in Frage kommen, sowie der Beurtei­
lungen über diese Beamten."

2. Das Parlament macht in seiner Gegener­
widerung geltend, der Kläger habe kein In­
teresse an der Anfechtung der Verfügungen
vom 30. Oktober 1986, da er mit Verfü­
gung vom 10. Dezember 1987 mit Wirkung
vom 1. Januar 1987 nach Besoldungsgruppe
A 4 befördert worden sei.

3. Meines Erachtens besteht ein Rechts­
schutzinteresse: Wenn die Verfügungen
vom 30. Oktober 1986 aufgehoben würden,
hätte der Kläger möglicherweise die
Chance, daß seine Ernennung zum 1. Ok­
tober 1985 in Kraft tritt, dem Zeitpunkt, zu
dem die Ernennung von zweien der mit den
angefochtenen Entscheidungen beförderten

Personen in Kraft getreten ist. Neben einer
Nachzahlung von Dienstbezügen würde
eine solche Entscheidung ihm ein höheres
Dienstalter im Hinblick auf eine spätere Be­
förderung nach Besoldungsgruppe A 3 ver­
leihen.

4. Ich möchte nun die Rügen des Klägers
prüfen. Der Kläger macht unwidersprochen
(siehe Seite 5 der Klagebeantwortung) gel­
tend, daß die Anstellungsbehörde keine Ab­
wägung der Verdienste der beförderungsfä­
higen Beamten vorgenommen habe, wie sie
es hätte tun müssen ', sondern sich darauf
beschränkt habe, die Beamten zu befördern,
die in ein vom Beratenden Ausschuß für Be­
förderungen erstelltes Verzeichnis von neun
Namen aufgenommen worden seien.

5. Unbestritten ist auch, daß der Beförde-
rungsausschuß seinerseits dieses Verzeichnis
unter Anwendung der in einer Anfang 1986
offensichtlich zwischen dem Generaldirek­
tor für Personal, Haushalt und Finanzen
und den Vertretern der Personalvertretung
abgeschlossenen Vereinbarung aufgestellten
Vorschriften erstellte. In dieser Vereinba­
rung werden bezifferte Kriterien festgesetzt,
die bei der Erstellung des Verzeichnisses der
beförderungsfähigen Beamten angewandt
werden müssen.

6. Aufgrund dieser Kriterien erhält jeder
Beamte höchstens 35 Punkte für Beförde­
rungsdienstalter, Dienstalter in der Lauf­
bahngruppe und Lebensalter. Für die Ver-

"* Originalsprachc: Französisch.

1 — Siehe Urteil vom 12. Oktober 1978 in der Rechtssache
86/77, Dittcricli/Konimission, Slg. 1978, 1855, Rnndnr.
17; Urteil vom 27. Januar 1983 in der Rechtssache 263/81,
List/Kommission, Slg. 1983, 193, Randnr. 26; Urteil vom
21. April 1983 in der Rechtssache 282/81, Ragusa/Kom­
mission, Slg. 1983, 1245, Randnr. 11.
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dienste der Bewerber können höchstens
12 Punkte vergeben werden.

7. Der Kläger vertritt die Ansicht, daß diese
Auswahlmethode gegen Artikel 45 verstoße,
da sie das Dienstalter überwiegen lasse, ob­
wohl diese Vorschrift eindeutig den Ver­
diensten als Beförderungskriterium den
Vorzug gebe. Der Beweis dafür, daß die
aufgrund dieser Methode erlassenen Beför­
derungsverfügungen eine unangemessene
und sachwidrige Ausübung der Befugnisse
der Anstellungsbehörde darstellten, ergebe
sich u. a. aus dem Umstand, daß er, der 11
Punkte für die Verdienste erhalten habe,
und ein anderer Beamter, der dafür 12
Punkte erhalten habe, nicht befördert wor­
den seien, im Gegensatz beispielsweise zu
einem Beamten, dem hierfür nur acht
Punkte verliehen worden seien.

8. Das Europäische Parlament macht dage­
gen geltend, daß die fragliche Beförde­
rungsmethode die Verdienste der Bewerber
in gehöriger Weise berücksichtige und daß
den Anforderungen des Statuts Genüge ge­
tan werde, wenn die Bewerber sorgfältig
und unparteiisch behandelt würden und
kein offensichtlicher Fehler vorliege.

9. Ich bin überzeugt, daß eine Methode, in
deren Rahmen die höchstmögliche Punkt­
zahl für Verdienste (12) nur knapp ein Vier­
tel der gesamten Punktzahl (47) übersteigt,
die ein Bewerber erhalten kann, mit Artikel
45 des Statuts nicht in Einklang steht.

10. Während Artikel 44 des Statuts vor­
sieht, daß „ein Beamter mit einem Dienstal­
ter von zwei Jahren in einer Dienstalters­
stufe seiner Besoldungsgruppe automatisch in
die nächsthöhere Dienstaltersstufe" auf­
steigt, bestimmt Artikel 45, daß die Beförde­

rung „ausschließlich aufgrund einer Auslese"
vorgenommen wird. Das schließt zwar nicht
aus, daß ein beratender Ausschuß zur Er­
stellung einer vorläufigen Rangordnung be­
zifferte Kriterien aufstellt, die Anstellungs­
behörde darf sich jedoch nicht in eine Situa­
tion begeben, in der sie automatisch die Be­
amten befördern muß, deren Namen ihr
nach dieser Methode vorgelegt worden sind.

11. Die Rechtsprechung des Gerichtshofes
ist im übrigen in dieser Hinsicht ganz klar.
Der Gerichtshof erkennt zwar an,

„daß die Anstellungsbehörde bei der Bewer­
tung des dienstlichen Interesses sowie der im
Rahmen der Entscheidung nach Artikel 45
des Statuts zu berücksichtigenden Verdienste
über ein weites Ermessen verfügt und daß
sich der Gerichtshof in diesem Bereich auf
die Frage beschränken muß, ob sich die
Verwaltung im Hinblick auf die Wege und
Mittel, durch die sie zu einer Beurteilung
gelangen konnte, in nicht zu beanstanden­
den Grenzen gehalten und ihr Ermessen
nicht offensichtlich fehlerhaft ausgeübt hat"
(Urteil vom 24. März 1983 in der Rechtssa­
che 298/81, Colussi/Parlament, Slg. 1983,
1131, Randnr. 20).

12. Der Gerichtshof hat jedoch auch diese
Grenzen präzisiert, indem er ausgeführt hat,
daß bei der Beförderung

„das Dienstalter nur eines von mehreren
Beurteilungskriterien darstellt und in keinem
Fall den Vorrang vor den Verdiensten der
Bewerber hat" (Urteil vom 14. Juli 1983
in der Rechtssache 9/82, Øhrgaard und
Delvaux/Kommission, Slg. 1983, 2379,
Randnr. 19).

13. Im Rahmen der im Parlament geltenden
Methode hat jedoch das Dienstalter eindeu­
tig den Vorrang. Mit Recht führt der Klä­
ger aus, „daß ein Bewerber ohne Verdien-
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ste, der seit fünf Jahren beförderungsfähig
ist, allein hierfür 15 Punkte erhält und des­
halb Vorrang vor einem seit kurzer Zeit be­
förderungsfähigen Beamten hat, selbst wenn
dieser die höchste Punktzahl für Verdienste
erhalten hat".

14. Das Vorbringen des Parlaments, wo­
nach dem Kläger eine sorgfältige und un­
parteiische Behandlung zuteil geworden sei,
kann dieses Ergebnis nicht in Frage stellen.
Eine mit dem Statut unvereinbare Methode
kann nicht allein dadurch rechtmäßig wer­
den, daß sie sorgfältig und unparteiisch auf
die Daten der einzelnen Bewerber ange­
wandt wird.

15. Ferner ist auf einen Widerspruch im
Vorbringen des Parlaments hinzuweisen.
Dieses macht nämlich geltend, daß im Rah­
men der gewählten Methode den Verdien­
sten die ihnen zukommende Bedeutung bei­
gelegt werde. Gleichzeitig vertritt das Parla­
ment jedoch die Auffassung, daß Punktzah­
len von 8 bis 11 oder sogar 12, also einem
Drittel der zur Verfügung stehenden Abstu­
fung, als nicht wesentlich unterschiedlich
angesehen werden könnten! Der Kläger
macht sicherlich mit Recht geltend, daß ein
Unterschied von einem Punkt beträchtliche
Bedeutung hat, wenn bei einer Gesamtzahl
von 47 Punkten nur 12 Punkte für die Ver­
dienste vergeben werden können.

16. Das Parlament führt auch aus, daß die
Generaldirektoren eine Vorauswahl der Be­
werber träfen und zur Beförderung nur die­
jenigen vorschlügen, deren Verdienste sie
als ausreichend erachteten. Dies ist im vor­
liegenden Fall aber nicht geschehen. Selbst
wenn eine solche Vorauswahl es jedoch er­
laubt, die Bewerber auszuscheiden, deren
Verdienste deutlich unzureichend sind, stellt
sie nicht sicher, daß die Beförderung der
anderen Bewerber aufgrund ihrer Verdien­
ste und nicht im wesentlichen aufgrund ih­
res Dienstalters erfolgen.

17. Nach allem wurden die Verfügungen
des Generalsekretärs des Europäischen Par­
laments vom 30. Oktober 1986 ohne Abwä­
gung der Verdienste aller Beamten und
nach einer „automatischen" Methode erlas­
sen, in deren Rahmen das Dienstalter der
Bewerber Vorrang vor ihren Verdiensten
hat. Diese Entscheidungen sind deshalb un­
ter Verstoß gegen Artikel 45 des Statuts er­
gangen, und sie sind aufzuheben.

18. Der Kläger beantragt auch die Aufhe­
bung der stillschweigenden Zurückweisung
der Beschwerde, die er am 9. März 1987 ge­
gen die drei Verfügungen vom 30. Oktober
1986 eingelegt hat. Der Beklagte macht gel­
tend, daß dieser Antrag nicht zulässig sei,
denn nach seiner Ansicht stellt die Zurück­
weisung einer Beschwerde nach Artikel 90
Absatz 2 des Statuts nicht für sich eine neue
,beschwerende Maßnahme', sondern eine
notwendige Verfahrensmaßnahme im allge­
meinen Rahmen der in den Artikeln 90 und
91 vorgesehenen Rechtsbehelfe dar" (Klage­
beantwortung, Abschnitt II, 1).

19. Ich habe zwar eine Entscheidung gefun­
den, in der der Gerichtshof nicht nur die
angefochtene Maßnahme, eine Beurteilung,
aufgehoben hat, sondern auch die ausdrück­
liche Entscheidung der Kommission, mit der
die gegen diese Beurteilung gerichtete Be­
schwerde des Klägers aufgehoben wurde
(Urteil vom 6. Februar 1986 in den verbun­
denen Rechtssachen 173/82, 157, 83 und
186/84, Castille/Kommission, Slg. 1986,
497, 527). In der Rechtssache Razzouk/
Kommission (Urteil vom 20. März 1984 in
den verbundenen Rechtssachen 75 und
117/82, Slg. 1984, 1509, 1527 und 1531), in
der der Kläger Klage nur gegen die Ent­
scheidung über die Zurückweisung seiner
Beschwerde eingelegt hatte, hat der Ge­
richtshof jedoch folgendes ausgeführt:
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„Zwar stellt die Zurückweisung der Be­
schwerde aufgrund ihres nur bestätigenden
Charakters für sich alleine gesehen keine
anfechtbare Maßnahme dar; es ist jedoch
auch einzuräumen, daß die Klage, die in­
nerhalb der in den Artikeln 90 und 91 des
Statuts festgelegten Fristen erhoben worden
ist, eindeutig auf die Aufhebung der Weige­
rung abzielt, eine Hinterbliebenenversorgug
gemäß Artikel 79 des Statuts zu gewähren.
Es besteht somit kein Zweifel an dem wirk­
lichen Gegenstand des Rechtsstreits und da­
mit an der Zulässigkeit dieses Teils der
Klage."

Der Gerichtshof hat sodann festgestellt, daß
die Klage begründet war, und im Tenor des
Urteils die Entscheidung aufgehoben, mit
der ein Anspruch auf Witwengeld abgelehnt
wurde, ohne dabei die Entscheidung über
die Zurückweisung der Beschwerde zu er­
wähnen.

20. Ich stütze mich für meine Ansicht, daß
diese Ausführungen des Parlaments somit
zutreffend sind, auf das Razzouk-Urteil. Al­
lerdings meine ich, daß der Antrag auf Auf­
hebung der Zurückweisung der Beschwerde
eher gegenstandslos als unzulässig ist. Er
geht deshalb im Hauptantrag auf, der den
wirklichen Gegenstand des Rechtsstreits
darstellt, und hängt voll und ganz von des­
sen Schicksal ab. Deshalb braucht über die­
sen Antrag nicht entschieden zu werden.

21. Drittens beantragt der Kläger, dem Be­
klagten die Vorlage bestimmter Unterlagen
aufzugeben. Da diese Unterlagen als Anlage
zur Klagebeantwortung vorgelegt worden^
sind, braucht hierüber ebenfalls nicht ent­
schieden zu werden.

22. In bezug auf die Kosten schlage ich vor,
sie dem Beklagten aufzuerlegen.

23. Meine Stellungnahme zu der konkreten
vom Parlament angewandten Beförderungs­
methode ist somit eindeutig. Ich bin mir in­
dessen bewußt, daß das Problem der Festle­

gung angemessener Kriterien für die bera­
tenden Ausschüsse für Beförderungen beste­
hen bleibt. In diesem Zusammenhang frage
ich mich insbesondere, ob die Qualifikatio­
nen und Verdienste der Bewerber wirklich
identisch sein müssen, bevor ihr Dienstalter
oder ihr Alter berücksichtigt werden kön­
nen2. Ist ein Organ dazu verurteilt, nur Be­
werber zu befördern, die für ihre Verdienste
die der Höchstzahl am nächsten liegenden
Punktzahlen erhalten haben, auf die Gefahr
hin, daß diejenigen, die Jahr für Jahr nur
die Beurteilung „gut" anstelle von „sehr
gut" oder „hervorragend" erhalten, dazu
verurteilt sind, niemals befördert zu werden,
da es jedes Jahr nur eine begrenzte Anzahl
von zu besetzenden Planstellen gibt?

24. Eine solche Situation halte ich nicht für
befriedigend. Beamten, die jahrelang gute
und loyale Dienste geleistet haben, müßte
eines Tages eine Beförderung ebenso offen­
stehen wie Beamten, die ihren Dienst wäh­
rend einer geringen Anzahl von Jahren be­
sonders glänzend versehen haben.

25. Die Organe müßten deshalb eine Me­
thode suchen, die es erlaubt, dieses Bestre­
ben mit Artikel 45 in Einklang zu bringen.
In dem Zusammenhang ist bedeutsam, daß
Artikel 45 des Statuts zwei verschiedene
Kriterien erwähnt, nämlich zum einen die
„Verdienste" der Beamten und zum ande­
ren ihre „Beurteilungen". Dies dürfte dar­
auf hindeuten, daß sich die Bewertung der
Verdienste eines Bewerbers nicht notwendi­
gerweise durch die Feststellungen in den Be­
urteilungen und die hierfür gewährten
Punkte erschöpft. Somit stellt sich die
Frage, ob während eines ziemlich langen
Zeitraums zur vollen Zufriedenheit gelei-

2 — Siehe Randnr. 22 des Colussi-Urteils, a. a. O.
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stete Dienste nicht im Rahmen der Verdien­
ste berücksichtigt werden können.

26. Alternativ kann man sich auch fragen,
ob nicht hinzunehmen ist, daß die Rangord­
nung nach den Punktzahlen, die die Beam­
ten aufgrund ihrer Verdienste erhalten ha­
ben, geringfügig anhand der Punkte geän­
dert werden könnte, die dieselben Beamten
für ihr Dienstalter erhalten haben, sofern
auf diese Weise lediglich geringfügige Un­

terschiede ausgeglichen werden können.
Damit das Dienstalter nicht allgemein den
Verdiensten vorgeht, dürfen die Punkte, die
für das Dienstalter vergeben werden kön­
nen, nur einen geringen Prozentsatz der ge­
samten in der Regelung vorgesehenen
Punktzahlen ausmachen. Wohlverstanden
muß der endgültige Beurteilungsspielraum
der Anstellungsbehörde in jedem Fall vorbe­
halten bleiben, denn nach Artikel 45 wird
die Beförderung „ausschließlich aufgrund
einer Auslese" vorgenommen.

27. Deshalb bin ich der Ansicht, daß es das Problem der Rolle des Dienstalters bei
Beförderungen innerhalb einer Laufbahn verdiente, von den Organen eingehender
geprüft zu werden, und daß Artikel 45 gegebenenfalls klarer gefaßt werden müßte.
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